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Kosten des Personalausweises für Wohnungslose übernehmen 
Antrag der Fraktion von SPD, FDP und SSW – Drucksache 20/1173 (neu) 2. Fassung 

Sehr geehrte Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit zu dem o.g. Antrag Stellung nehmen zu können. 

Der Vorschlag der Fraktionen von SPD, FDP und SSW geht aus unserer Sicht in die falsche Rich-
tung. Ein Ausweis verhilft nicht zu Wohnraum – zumal Vermieter in den wenigsten Fällen auf ein 
solches Dokument oder dessen Gültigkeit achten dürften. Arbeit verhilft zu Wohnraum.  
Sofern Betroffene für die Ausstellung eines Arbeitsvertrags einen Personalausweis benötigen, 
zahlt die Agentur oder das Jobcenter die Kosten von 10 Euro für einen vorläufigen Personalaus-
weis in der Regel.  

Wenn politisch ein neues bzw. wirksames Instrument zur Bekämpfung von Wohnungslosigkeit ge-
schaffen werden soll, sollten Zeit, Mühe und Finanzen gezielt in die Beschäftigung von Sozialar-
beitern gesteckt werden, die wie eine Art Familienhilfe wöchentlich persönlichen Kontakt und Un-
terstützung anbieten, um die Herausforderungen des Alltags zu bewältigen. Dazu gehören Behör-
dengänge, Unterlagen sortieren, Anträge stellen, Wohnungen suchen, Arbeit suchen, Schlich-
tungsgespräche führen usw. 

Zudem stellen sich zu dem Antrag weitere Fragen bzw. ergeben sich aus der kommunalen Praxis 
folgende Bedenken: 

• Warum soll gerade (nur) dieser Personenkreis berechtigt sein, keine Gebühren zu zahlen.
Andere SGB XII- und SGB II- sowie AsylbLG-Empfänger haben ebenfalls keine anderen
finanziellen Mittel, um den Ausweis zu bezahlen. Es ist u.E. sinnvoll, diesen Bedarf und
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diese Kosten im Regelbedarf zu berücksichtigen, damit gerade keine Gebührenbefreiung 
mit einem hohen Verwaltungsaufwand und Kostenausgleich ( für die Kommunen, da diese 
ja einerseits die Kosten der Bundesdruckerei sowie einen eigenen Gebührenausfall haben) 
erforderlich ist. 

 

• Da Passfotos auch bei privaten Dienstleitern erbracht werden, wie soll da eine Kosten-
übernahme erfolgen? Die Dienstleistung müsste dann auf die Behörden limitiert werden 
oder aufwendige Erstattungsverfahren bzw. mit ausgestellten Bescheinigungen. 

 

• Möglicherweise wird durch die Erstattungsregelung ein Anreiz geschaffen, dass sich Per-
sonen kurzzeitig ohne festen Wohnsitz melden um einen Personalausweis zu erhalten. 
Daraus ergibt sich Kostenersparnis gegenüber gemeldeten Personen von über 37 € bzw. 
22,80 €, ohne dass die Melde- und Ausweisbehörde den Missbrauch belegen kann. 

 

• Ein Kostenerlass bzw. eine Kostenübernahme durch das Land könnte die Sorglosigkeit 
bei Verlust von Dokumenten und eine erhöhte Gleichgültigkeit bei hoheitlichen Dokumen-
ten erhöhen. Die Praxis zeigt, dass die Verlustmeldungen bei Wohnungslosen schon 
heute erheblich ist und durch eine solche Regelung vermutlich steigen dürfte.  

 

• Den evtl. möglichen positiven Effekten der geplanten Kostenübernahme steht im Übrigen 
auch ein erhöhter Verwaltungsaufwand der kommunalen Ausweisbehörden unter den o.g. 
Rahmenbedingungen entgegen. 

 
Aus unserer Sicht ist der Antrag abzulehnen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Claudia Zempel 
Dezernentin 
 




